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B
ei der Suche nach Korruptions-
risiken im Gesundheitswesen
wird man recht schnell fündig.

Die massive Ökonomisierung der Medi-
zin, unter anderem bedingt durch eine
nicht hinreichende Finanzierung der
Krankenhäuser im DRG-System, führt zu
einem erheblichen Druck auf die Ärzte-
schaft. Im deutschen Gesundheitswesen
sind die Entscheidungsbefugnisse zudem
auf wenige „Gate-Keeper“-Gruppen kon-
zentriert. Die Schlüsselstellung von Ärz-
ten und Apothekern im Gesund-
heitswesen beruht vor allem auf
der Verschreibungs- und Apothe-
kenpflicht für Arzneimittel nach
Maßgabe des Arzneimittelgesetzes.
Damit ist die pharmazeutische In-
dustrie im Hinblick auf den Absatz ihrer
Produkte maßgeblich auf Entscheidun-
gen der Ärzte und Apotheker angewie-
sen. Wenngleich genaue Zahlen über die
Korruptionsrisiken im Gesundheitswe-
sen nicht bekannt sind, illustriert ein
Blick auf die Gesamtausgaben des deut-
schen Gesundheitswesens die volkswirt-
schaftliche Relevanz: Nach Berechnun-
gen des Statistischen Bundesamtes belie-
fen sich die Ausgaben im Gesundheits-
wesen 2014 auf rund 330 Mrd. Euro.

Motive des Gesetzgebers
Korruption im Gesundheitswesen be-
einträchtigt den Wettbewerb, verteuert
medizinische Leistungen und unter-
gräbt das Vertrauen von Patienten in
die Integrität heilberuflicher Entschei-
dungen. Wegen der großen wirtschaftli-
chen und sozialen Bedeutung des Ge-
sundheitswesens ist korruptiven Prakti-
ken auch mit den Mitteln des Straf-
rechts entgegenzutreten. Damit soll der
besonderen Verantwortung der im Ge-

sundheitswesen tätigen Heilberufsgrup-
pen Rechnung getragen werden. Zudem
ist sicherzustellen, dass heilberufliche
Entscheidungen frei von unzulässiger
Einflussnahme getroffen werden. Diese
zentralen Motive des Gesetzgebers ge-
ben im ersten Moment Anlass zu Irrita-
tionen. Hat es in den vergangenen Jah-
ren nicht einschlägige Urteile in wettbe-
werbs-, berufsgerichtlicher sowie straf-
gerichtlicher Art im Hinblick auf kor-
ruptive Praktiken im Gesundheitswesen
gegeben? Zu denken ist hier an Urteile,
in denen Zuwendungen für die Zufüh-
rung von Patienten oder von Untersu-
chungsmaterial an ein Klinikum oder
an ein Labor strafbewehrt wurden.
Auch die Erlangung von unlauteren
Wettbewerbsvorteilen, etwa durch die
Einwirkung auf Bezugs- und Abgabe-
entscheidungen von Apothekern unter
Umgehung der geltenden Preisvorgaben

von Medikamenten sind aus der Ge-
richtspraxis bekannt. Ausgangspunkt
des „Antikorruptionsgesetzes“ ist eine
Entscheidung des Bundesgerichtshofs
aus dem Jahre 2012. Das Gericht urteil-
te hierbei über eine Pharmareferentin,
die an mehrere (niedergelassene) Ärzte
Honorare verteilt hatte, um diese zu be-
wegen, ein bestimmtes Medikament
vermehrt zu verschreiben. 

Gesetzeslücke
Der Große Senat des Bundesgerichts-
hofs konnte in seiner Entscheidung vom
29. März 2012 (GSSt 2/11) hierin aller-
dings kein rechtliches Vergehen feststel-
len. Denn bei den für die vertragsärztli-
che Versorgung zugelassenen Ärzten

handelt es sich nicht um Amtsträ-
ger einer öffentlichen Behörde.
Deshalb kam eine Verurteilung
wegen Vorteilsannahme und Be-
stechlichkeit nicht in Betracht.
Auch die auf den Vermögens-

schutz ausgerichteten Straftatbestände
der Untreue und des Betruges sind bei
korruptiven Verhaltensweisen im Ge-
sundheitswesen nicht immer einschlä-
gig. Der Bundesgerichtshof schrieb dem
Gesetzgeber allerdings ins Stammbuch,
dass Missständen mit gravierenden fi-
nanziellen Folgen für das Gesundheits-
system durchaus mit Mitteln des Straf-
rechts effektiv entgegenzutreten sei. Vor
diesem Hintergrund hat sich die aktuelle
Bundesregierung in der Koalitionsver-
einbarung darauf verständigt, einen neu-
en Straftatbestand der Bestechlichkeit
und Bestechung im Gesundheitswesen
im Strafgesetzbuch zu schaffen, um die
bestehende Gesetzeslücke zu schließen. 

Wesentliche Inhalte
Das Strafgesetzbuch ist um die neuen
Normen des § 299 a StGB (Bestechlich-
keit im Gesundheitswesen) und § 299 b
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(Bestechung im Gesundheitswesen) er-
gänzt worden. § 299 a StGB umfasst
Verhaltensweisen, bei denen Vorteile
dafür gewährt werden, dass ein Ange-
höriger eines Heilberufs bei der Verord-
nung von Arznei-, Heil- oder Hilfsmit-
teln oder von Medizinprodukten, beim
Bezug bestimmter Arznei- und Hilfsmit-
tel oder Medizinprodukte sowie bei der
Zuführung von Patienten oder Untersu-
chungsmaterial einen Anbieter dieser
Leistungen im Wettbewerb in unlaute-
rer Weise bevorzugt. Diese Verhaltens-
weisen können nunmehr mit Freiheits-
strafen mit bis zu drei Jahren oder mit
Geldstrafe sanktioniert werden. § 299 b
StGB enthält spiegelbildliche Regelun-
gen für die aktive Bestechung. Folglich
macht sich auch derjenige strafbar, der
Angehörigen eines Heilberufs als Ge-
genleistung für eine unlautere Bevorzu-
gung im Wettbewerb beim Bezug von
Arzneimitteln oder der Zuführung von
Patienten einen Vorteil anbietet. Die
neuen Straftatbestände erfassen, anders
als in früheren Vorentwürfen vorgese-

hen, nicht nur Angehörige akademi-
scher Heilberufe. Damit können sich
neben Ärzten, Zahnärzten und Apothe-
kern auch Krankenpfleger, Hebammen,
Logopäden und Physiotherapeuten
strafbar machen. Eine Differenzierung
zwischen privatärztlicher und vertrags-
ärztlicher Versorgung, sprich zwischen
Patienten der privaten und gesetzlichen
Krankenversicherung, findet nicht statt. 

Strafbewehrt ist das Fordern, sich
versprechen lassen oder Annehmen ei-
nes Vorteils. Hierunter fallen sämtliche
Vorteile, unabhängig davon, ob es sich
um materielle oder immaterielle Zuwen-
dungen und um einen Vorteil für die Tä-
ter oder einen Dritten handelt. Erfasst
wird damit jede Zuwendung, auf die der
Täter keinen Rechtsanspruch hat und
die seine wirtschaftliche, rechtliche oder
persönliche Lage objektiv verbessert.
Geringfügige und allgemein übliche
Wertgeschenke oder kleine Präsente von
Patienten sollen nach der Gesetzesbe-
gründung als sozial adäquate Zuwen-
dungen von dem Tatbestand der Be-

stechlichkeit im Gesundheitswesen aus-
genommen sein. Zu den Vorteilen kön-
nen grundsätzlich auch Einladungen zu
Kongressen, die Übernahme der Kosten
von Fortbildungsveranstaltungen oder
die Einräumung von Vermögens- oder
Gewinnbeteiligungen zählen. Ein Vorteil
kann zudem grundsätzlich auch im Ab-
schluss eines Vertrages liegen, der Leis-
tungen an den Täter zur Folge hat, und
zwar selbst dann, wenn diese nur das
angemessene Entgelt für die von ihm
selbst aufgrund des Vertrages geschulde-
ten Leistungen sind. Demnach kann
auch in der Verschaffung von Verdienst-
möglichkeiten, die beispielsweise in der
Teilnahme an einer vergüteten Anwen-
dungsbeobachtung und im Abschluss ei-
nes Behandlungsvertrages zu sehen
sind, ein Vorteil liegen. Wie bei allen
Korruptionsdelikten stellt allerdings das
reine Annehmen eines Vorteils noch
keinen Straftatbestand dar. Vielmehr
muss der Täter den Vorteil als Gegen-
leistung für eine zumindest intendierte
unlautere Bevorzugung im Wettbewerb
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oder für einen ebenfalls zumindest in-
tendierten Verstoß gegen seine berufs-
rechtlichen Pflichten zur Wahrung der
heilberuflichen Unabhängigkeit fordern,
sich versprechen lassen oder annehmen.
Erforderlich ist damit eine Verbindung
bzw. inhaltliche Verknüpfung von Vor-
teil und unlauterer Bevorzugung. Diese
Verbindung wird als Unrechtsvereinba-
rung bezeichnet und begründet die be-
sondere Strafwürdigkeit von Korrupti-
on. Ob diese vorliegt, muss in der Praxis
durch eine umfassende Überprüfung al-
ler Umstände des jeweiligen Einzelfalls
geprüft werden. Die Gewährung ange-
messener Entgelte im Rahmen der ge-
sundheitspolitisch gewollten berufli-
chen Zusammenarbeit ist zulässig und
kann auch in Zukunft nicht untersagt
sein. Dies betrifft beispielsweise Koope-
rationsvereinbarungen über die Durch-
führung von vor- und nachstationären
Behandlungen (§ 115 a SGB V), ambu-
lanten Behandlungen (§ 115 b SGB V)
und ambulanter spezialfachärztlicher
Versorgung (§ 116 b SGB V) sowie die
in den §§ 140 a SGB V f. geregelten
sektorenübergreifenden Versorgungsfor-
men (integrierte Versorgung), bei der
Leistungserbringer aus verschiedenen
Versorgungsbereichen (beispielsweise
Arzt und Krankenhaus) bei der Behand-
lung von Patienten miteinander koope-
rieren. Die Gesetzesbegründung stellt
darauf ab, dass ohne Hinzutreten weite-
rer Umstände das Einräumen einer an-
gemessenen Verdienstmöglichkeit im

Rahmen zulässiger beruflicher Zusam-
menarbeit eine Unrechtsvereinbarung
ausschließt. Auch die bloße Teilnahme
an einer forschungs- und gesundheitspo-
litisch wünschenswerten vergüteten An-
wendungsbeobachtung erfüllt nicht den
Straftatbestand der Bestechlichkeit im
Gesundheitswesen. Dies gilt allerdings
dann nicht, wenn die Anwendungsbeob-
achtung Bestandteil einer Unrechtsver-
einbarung ist und beispielsweise die vor-
gesehene Vergütung den teilnehmenden
Arzt nicht für seinen tatsächlichen Auf-
wand entschädigt, sondern ihm als Ho-
norar für eine bevorzugte Verordnung
bestimmter Präparate und damit für ei-
ne unlautere Bevorzugung des Vorteils-
gebers gewährt wird. 

Die Bevorzugung ist unlauter, wenn
sie geeignet ist, Mitbewerber durch die
Umgehung der Regelungen des Wettbe-
werbs und durch Ausschaltung der Kon-
kurrenz zu schädigen. Ein unlauteres
Handeln ist aber dann nicht anzuneh-
men, wenn die Bevorzugung berufs-
rechtlich zulässig ist. Damit kommt dem
ärztlichen Berufsrecht im Ergebnis eine
erhebliche, unter Umständen strafbar-
keitsbegründende oder ausschließende
Bedeutung zu. 

Fazit
Das „Antikorruptionsgesetz“ stellt nie-
dergelassene Ärzte mit Krankenhaus-
ärzten gleich und schließt damit eine
Gesetzeslücke. Dieser Lückenschluss
war keineswegs zwingend, rechtssyste-

matisch aber angezeigt. Der Gesetzgeber
hat nach einem langen Gesetzgebungs-
verfahren zwei zentrale Strafvorschrif-
ten verabschiedet, die von allen Leis-
tungserbringern im Gesundheitswesen
beachtet werden müssen. Es bleibt zu
hoffen, dass der Zweck des Gesetzes,
den Wettbewerb sowie das Vertrauen
der Patienten zu schützen, ohne gesund-
heitspolitisch gewollte Kooperationen
zu kriminalisieren, erreicht wird. Fest
steht, dass das Strafrecht im Gesund-
heitswesen hierdurch eine noch größere,
geradezu alltägliche Präsenz erhält. Alle
Beteiligten im Gesundheitswesen sollten
ihre Compliance-Standards oder Best-
Practice-Regelungen überprüfen und
vor Abschluss von Kooperationen oder
anderen Beteiligungsformen analysie-
ren, ob sie ihre vorhandenen Möglich-
keiten zur Erzielung eines persönlichen
Vorteils rechtskonform einsetzen kön-
nen, oder ob sie hierdurch mit den neu-
en Normen des Antikorruptionsgesetzes
in Konflikt treten. Probleme liegen aller
Voraussicht nach insbesondere bei der
Festlegung angemessener Preise oder
Honorare im Hinblick auf die Abgren-
zung von „Scheinentgelten“. Dreh- und
Angelpunkt der Normen ist eine „unlau-
tere Bevorzugung“. Hierbei handelt es
sich um einen unbestimmten Rechtsbe-
griff, der stark von den Kriterien des Be-
rufsrechts abhängt. Die Landesärzte-
kammern werden insoweit das Berufs-
recht kritisch überprüfen und gegebe-
nenfalls anpassen müssen.
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